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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 25. November 1971 

1/4 (IV/1) - 680 70 - E ~ Ze 3/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung des Gemeinschaftszollkontin- 
gents für Zeitungsdruckpapier der Tarifstelle 48.01 A des 
Gemeinsamen Zolltarifs (1972) 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung des Gemeinschaftszollkontin- 
gents für Ferrosilizium der Tarifstelle 73.02 C des Gemein- 
samen Zolltarifs (1972) 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung des Gemeinschaftszollkontin- 
gents für Ferrosiliziummangan der Tarif stelle 73.02 D des 
Gemeinsamen Zolltarifs (1972) 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung des Gemeinschaftszollkontin- 
gents für Ferrochrom, mit einem Gehalt an Kohlenstoff von 
0,10 Gewichtshundertteilen oder weniger und an Chrom 
von mehr als 30 bis 90 Gewichtshundertteilen (hochraffi- 
niertes Ferrochrom) der Tarifstelle ex 73.02 E I des Gemein- 
samen Zolltarifs (1972). 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 5. Novem- 
ber 1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung der Kommissionsvor- 
schläge durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 
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Anlage A 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung des Gemein- 
schaftszollkontingents für Zeitungsdruckpapier der Tarifstelle 
48.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs (1972) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 113 und 28, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Für Zeitungsdruckpapier der Tarifstelle 48.01 A 
hat sich die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
verpflichtet, mit Inkrafttreten des Genfer Protokolls 
(1967) jährlich ein zollfreies Gemeinschaftszollkon- 
tigent in Höhe von 625 000 metrischen Tonnen zu 
eröffnen; es ist daher das betreffende Gemein- 
schaftszollkontingent für 1972 zu eröffnen. 

Unter Berücksichtigung der derzeitigen Produk- 
tionsmöglichkeiten in der Gemeinschaft kann der 
voraussichtliche Einfuhrbedarf mit dieser Kontin- 
gentsmenge nicht gedeckt werden; deshalb ist eine 
zusätzliche autonome Menge vorzusehen, die auf 
Grund der Vorausschätzungen der einzelnen Mit- 
gliedstaaten zur Zeit auf 425 000 Tonnen festgesetzt 
werden kann. Die Festsetzung der zusätzlichen auto- 
nomen Menge in dieser Höhe schließt im übrigen 
eine Anpassung während des Kontingentszeitraums 
nicht aus. 

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle Impor- 
teure der Gemeinschaft den gleichen und kontinuier- 
lichen Zugang zu diesem Kontingent haben und daß 
der vorgesehene Kontingentszollsatz auf sämtliche 
Einfuhren der betreffenden Ware in allen Mitglied- 
staaten bis zu Erschöpfung des Kontingents ange- 
wandt wird. Der Gemeinschaftscharakter dieses Kon- 
tingents kann unter Beachtung oben aufgestellter 
Grundsätze dadurch gewahrt werden, daß bei der 
Ausnutzung des Gemeinschaftszollkontingents von 
einer Aufteilung der Menge auf die Mitgliedstaaten 
ausgegangen wird. Damit die tatsächliche Markt- 
entwicklung dieser Ware möglichst weitgehend be- 
rücksichtigt wird, ist diese Aufteilung entsprechend 
dem Bedarf der Mitgliedstaaten vorzunehmen, der 
zum einen an Hand der statistischen Angaben über 
die während eines repräsentativen Bezugszeitraums 
getätigten Einfuhren aus dritten Ländern und zum 
anderen nach den Wirtschaftsaussichten für das 
betreffende Kontingentsjahr zu berechnen ist. 


Während der letzten drei Jahre, über die voll- 
ständige statistische Angaben vorliegen, verteilen 
sich die Einfuhren der betreffenden Ware aus dritten 
Ländern in die Gemeinschaft prozentual auf die 
Mitgliedstaaten wie nachstehend angegeben: 



1968 

1969 

1970 

Deutschland 

64,57 

64,75 

59,70 

Benelux 

22,77 

23,04 

26,11 

Frankreich 

11,44 

11,46 

12,99 

Italien 

1,22 

0,75 

1,20 


Bei der Beurteilung dieser statistischen Angaben 
ist zu beachten, daß die Eröffnung eines Gemein- 
schaftszollkontingents die traditionellen Handels- 
beziehungen der Mitgliedstaaten mit dritten Län- 
dern erheblich verändern kann. Unter Berücksichti- 
gung dieser Angaben und der voraussichtlichen Ent- 
wicklung der Marktlage für Zeitungsdruckpapier im 
allgemeinen und insbesondere der Erzeugung in den 
einzelnen Mitgliedstaaten im Jahre 1972 ergibt sich 
annähernd folgende ursprüngliche prozentuale Be- 
teiligung an der Zollkontingentsmenge; 


Deutschland 

57,0 

Benelux 

25,4 

Frankreich 

17,0 

Italien 

0,6. 


Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren der 
betreffenden Ware in den einzelnen Mitgliedstaaten 
Rechnung zu tragen, ist die Kontingentsmenge in 
zwei Raten zu teilen, wobei die erste Rate auf die 
einzelnen Mitgliedstaaten aufgeteilt wird und die 
zweite Rate als Reserve zur späteren Deckung des 
Bedarfs derjenigen Mitgliedstaaten, die ihren ur- 
sprünglichen Anteil ausgeschöpft haben, bestimmt 
ist. Um den Importeuren jedes Mitgliedstaates eine 
gewisse Sicherheit zu geben und einen zufrieden- 
stellenden Absatz der Gemeinschaftsproduktion zu 
gewährleisten, ist es angezeigt, die erste Rate des 
Gemeinschaftszollkontingents auf etwa 80 v. H. der 
Kontingentsmenge festzusetzen. 

Die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten 
können mehr oder weniger rasch ausgeschöpft wer- 
den. Um dieser Tatsache Rechnung zu tragen und 
Unterbrechungen auszuschalten, sollte jeder Mit- 
gliedstaat, der seine ursprüngliche Quote fast ganz 
ausgenutzt hat, die Ziehung einer zusätzlichen Quote 
auf die Reserve vornehmen. Diese Ziehung muß 
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jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn seine zusätz- 
lich gewährten Quoten fast ganz ausgenutzt sind 
und soweit noch eine Reservemenge vorhanden ist. 
Die ursprünglichen und zusätzlichen Quoten müssen 
bis zum Ende des Kontingentszeitraums gelten. 
Diese Art der Verwaltung erfordert eine enge Zu- 
sammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und 
der Kommission, die vor allem die Möglichkeit ha- 
ben muß, den Stand der Ausnutzung der Kontin- 
gentsmenge zu verfolgen und die Mitgliedstaaten 
davon zu unterrichten. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge vorhanden, so muß dieser Staat 
einen erheblichen Teil davon auf die Reserve über- 
tragen, damit nicht ein Teil des Gemeinschaftszoll- 
kontingents in einem Mitgliedstaat ungenutzt bleibt, 
während er in anderen Mitgliedstaaten verv/endet 
werden könnte. 

Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
sich zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammenge- 
schlossen haben und durch diese bei der Aufteilung 
des betreffenden Zollkontingents vertreten werden, 
kann jede Maßnahme im Zusammenhang mit der 
Verwaltung der dieser Wirtschaftsunion zugeteilten 
Quoten durch eines ihrer Mitglieder vorgenommen 
werden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 


Anwendung des Artikels 5 - die gleiche Quote ab- 
züglich der auf die Reserve übertragene Menge zu 
90 V. H. oder mehr aus, so nimmt er unverzüglich 
durch Mitteilung an die Kommission die Ziehung 
einer zweiten Quote in Höhe von 15 v. H. seiner 
ursprünglichen Quote vor, soweit die Reservemenge 
ausreicht. 

2. Ist nach Ausschöpfung der ursprünglichen Quote 
die zweite von einem Mitgliedstaat gezogene Quote 
zu 90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt dieser 
Mitgliedstaat unverzüglich durch Mitteilung an die 
Kommission die Ziehung einer dritten Quote in 
Höhe von 7,5 v. H. seiner ursprünglichen Quote vor, 
soweit die Reservemenge ausreicht. 

3. Ist nach Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem Mitgliedstaat gezogene Quote zu 
90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt dieser 
Mitgliedstaat gemäß Absatz 2 die Ziehung einer 
vierten Quote in Höhe der dritten Quote vor. Dieses 
Verfahren wird sinngemäß bis zur Erschöpfung der 
Reserve angewandt. 

4. In Abweichung von den Absätzen 1, 2 und 3 
kann ein Mitgliedstaat Ziehungen niedrigerer Quo- 
ten als in diesen Absätzen vorgesehen vornehmen, 
wenn Grund zu der Annahme besteht, daß diese 
nicht ausgeschöpft werden könnten. Er unterrichtet 
die Kommission über die Gründe, die ihn veranlaßt 
haben, die Bestimmungen dieses Absatzes anzuwen- 
den. 


Artikel 1 

Vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1972 wird der 
Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs für Zeitungs- 
druckpapier der Tarifstelle 48.01 A im Rahmen 
eines Gemeinschaftszollkontingents von 1 050 000 
Tonnen vollständig ausgesetzt. 


A r t i k e 12 

1. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird 
die erste Rate von 840 000 Tonnen auf die Mitglied- 
staaten aufgeteilt; die Quoten, die vorbehaltlich des 
Artikels 5 vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
1972 gelten, belaufen sich für die Mitgliedstaaten 
auf folgende Mengen: 

Deutschland 478 800 Tonnen, 

Benelux 213 360 Tonnen, 

Frankreich 142 800 Tonnen, 

Italien 5 040 Tonnen. 

2. Die zweite Rate in Höhe von 210 000 Tonnen bil- 
det die Reserve. 

Artikel 3 

1. Nutzt ein Mitgliedstaat seine gemäß Artikel 2 
Absatz 1 festgelegten ursprüngliche Quote oder - bei 


Artikel 4 

Die in Anwendung von Artikel 3 gezogenen zusätz- 
lichen Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1972. 


Artikel 5 

Hat ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche Quote am 
15. September 1972 nicht ausgeschöpft, so überträgt 
er von der nicht ausgenutzten Menge den Teil, der 
20 V. H. seiner ursprünglichen Quote übersteigt, 
spätestens am 10. Oktober 1972 auf die Reserve. 
Er kann eine größere Menge übertragen, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß die betreffende 
Menge nicht ausgenutzt wird. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission späte- 
stens am 10. Oktober 1972 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Ware mit, die sie bis 
zum 15. September 1972 einschließlich durchgeführt 
und auf das Gemeinschaftszollkontingent angerech- 
net haben, sowie gegebenenfalls den Teil ihrer 
ursprünglichen Quote, den sie auf die Reserve über- 
tragen. 

Artikel 6 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß den Artikeln 2 und 3 eröff- 
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neten Quoten und unterrichtet die einzelnen Mit- 
gliedstaaten über den Stand der Ausschöpfung der 
Reserve, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. Oktober 1972 über die Menge der Reserve nach 
den in Anwendung von Artikel 5 erfolgten Über- 
tragungen. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Reser- 
ve ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Restmenge 
beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck dem 
Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vornimmt, 
den Restbetrag an. 

Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Vorkehrungen, um durch die Eröffnung der gemäß 
Artikel 3 gezogenen zusätzlichen Quoten die fort- 
laufenden Anrechnungen auf ihren kumulierten 
Anteil an dem Gemeinschaftszollkontingent zu er- 
möglichen. 

2. Die Mitgliedstaaten ergreifen alle Maßnahmen, 
um den in ihrem Gebiet ansässigen Importeuren 
der betreffenden Ware freien Zugang zu den ihnen 
zugeteilten Quoten zu garantieren. 


3. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der 
Mitgliedstaaten wird an Hand der Einfuhren der 
betreffenden Ware festgestellt, die zur Zollabfer- 
tigung mit einer Anmeldung zum freien Verkehr 
gestellt wird. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren aus dritten Ländern 
tatsächlich auf ihre Quote angerechnet wurden. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 

Artikel 10 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1972 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anlage B 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung des Gemein- 
schaftszollkontingents für Ferrosilizium der Tarifsteile 
73.02 C des Gemeinsamen Zolltarifs (1972) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Für Ferrosilizium der Tarifstelie 73.02 C hat sicli 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft verpflich- 
tet, mit Inkrafttreten des Genfer Protokolls (1967) 
jährlich ein zollfreies Gemeinschaftszollkontingent 
von höchstens 20 000 metrischen Tonnen zu eröffnen; 
da für die Gemeinschaft dieses Protokoll zur Zeii 
gültig ist, ist für 1972 das betreffende Gemein- 
schaftszolikontingent zu eröffnen. 

Der Gemeinschaftscharakter dieses Kontingents 
kann dadurch gewahrt werden, daß bei der Aus- 
nutzung des Gemeinschaftszollkontingents von einer 
Aufteilung der Menge auf die Mitgliedstaaten aus- 
gegangen wird. Damit die tatsächliche Marktent- 
wicklung der betreffenden Ware möglichst weit- 
gehend berücksichtigt wird, ist diese Aufteilung 
entsprechend dem Bedarf der Mitgliedstaaten vor- 
zunehmen, der zum einen an Hand der statistischen 
Angaben über die während eines repräsentativen 
Bezugszeitraums getätigten Einfuhren aus dritten 
Ländern und zum anderen nach den Wirtschaftsaus- 
sichten für das betreffende Kontingentsjahr zu be- 
rechnen ist. 

Während der letzten drei Jahre, über die voll- 
ständige statistische Angaben vorliegen, verteilen 
sich die Einfuhren der betreffenden Ware aus drit- 
ten Ländern in die Gemeinschaft prozentual auf die 
Mitgliedstaaten wie nachstehend angegeben; das 
erst seit 1968 eröffnete Gemeinschaftszollkontingent 
kann jedoch die Handelsbeziehungen der Mitglied- 
Staaten mit dritten Ländern noch erheblich verän- 
dern: 

Durchschnittlicher 

tatsächlicher 

1968 1969 1970 Prozentsatz 

für (he Jahre 
19oC bis 197Ü 


V:\lQT Berücksichtigung dieser Angaben und der 
voraus!;ichtlichen Entwicklung der Marktlage für 
FerrosJiizium im Jahre 1972 ergibt sich annähernd 
folgende prozentuale Beteiligung an der Zollkontin- 
g GR c, menge: 


Deutschland 

62,0 

Benelux 

28,0 

Frankreich 

0,2 

Italien 

9,8. 


Da GS sich um ein Zollkontingent mit einer ver- 
hältnismäßig geringen Kontingentsmenge handelt, 
kann in diesem Fall ein Verfahren zur Ausnutzung 
vorgesehen werden, das auf einer einzigen Auftei- 
lung auf die Mitgiiedstaaten beruht, ohne daß da- 
durch der Gemeinschaftscharakter des Zollkontin- 
gents berührt würde. Diese Aufteilung könnte so- 
mit nach den in der vorstehenden TabePio angegebe- 
nen Prozentsätzen vorgenomraen werden. 

Da das Königreich Belgien, das Kcnigsreich der 
Knederlande und das Großherzogtnm Luxemburg 
sich zu der Wirtschaf tsunion Benelux zusamrnen- 
geschlossen haben und durch diese bei der Auftei- 
lung des betreffenden Zollkontingents vertreten 
werden, kann jede Maßnahme im Zusammenhang 
mit der Verwaltung der dieser Wirtschaftsunion 
zugeteilten Quote durch eines ihrer Mitglieder vor- 
genommen werden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1972 wird 
der Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs für Ferro- 
silizium der Tarifstelie 73.02 C im Rahmen eines 
Gemeinschaftszollkontingents von 20 000 Tonnen 
vollständig ausgesetzt. 

Artikel 2 

Das in Artikel 1 genannte Gemeinschaftszollkontin- 
gent wird v/ie folgt auf die Mitgliedstaaten auf- 
geteilt: 


Deutschland 

66,91 

60,97 

67,13 

65,18 

Deutschland 

12 400 Tonnen, 

Benelux 

18,36 

24,23 

21,70 

21,38 

Benelux 

5 600 Tonnen, 

Frankreich 

0,31 

0,28 

0,09 

0,22 

Frankreitch 

40 Tonnen, 

Italien 

14,42 

14,52 

11,08 

13,22 

Italien 

1 960 Tonnen. 
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Artikel 3 

1. Jeder Mitgliedstaat garantiert den in seinem 
Gebiet ansässigen Importeuren der betreffenden 
Ware freien Zugang zu der ihm zugeteilten Quote. 

2. Die Mitgliedstaaten rechnen die Einfuhren der 
betreffenden Ware nach Maßgabe der Gestellung 
der betreffenden Ware bei der Zollstelle mit einer 
Anmeldung zwecks Abfertigung zum freien Verkehr 
auf ihre Quoten an. 

3. Der Stand der Ausschöpfung der Quote der 
Mitgliedstaaten wird an Hand der gemäß Absatz 2 
angerechneten Einfuhren festgestellt. 


Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
regelmäßig über die tatsächlich auf ihre Quote an- 
gerechneten Einfuhren aus dritten Ländern. 


Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 


Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1972 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Anlage C 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung des 
Gemeinschaftszollkontingents für Ferrosiliziummangan 
der Tarifstelle 73.02 D des Gemeinsamen Zolltarifs (1972) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für Ferrosiliziummangan der Tarifstelle 73.02 D 
hat sich die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
verpflichtet, ab 1969 ein zollfreies Gemeinschafts- 
zollkontingent in Höhe von 50 000 Tonnen zu eröff- 
nen; daher ist am 1. Januar 1972 das betreffende 
Gemeinschaftszollkontingent zu eröffnen. 

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle Impor- 
teure der Gemeinschaft den gleichen und kontinuier- 
lichen Zugang zu diesem Kontingent haben und daß 
der vorgesehene Kontingentszollsatz auf sämtliche 
Einfuhren der betreffenden Ware in allen Mitglied- 
sfaaten bis zur Erschöpfung des Kontingents an- 
gewandt wird. Der Gemeinschaftscharakter dieses 
Kontingents kann unter Beachtung oben aufgestell- 
ter Grundsätze dadurch gewahrt werden, daß bei 
der Ausnutzung des Gemeinschaftszollkontingents 
von einer Aufteilung der Menge auf die Mitglied- 
staafen ausgegangen wird. 

Damit die tatsächliche Marktentwicklung der be- 
treffenden Ware möglichst weitgehend berücksichtigt 
wird, ist diese Aufteilung entsprechend dem Bedarf 
der Mitgliedsfaaten vorzunehmen, der zum einen an 
Hand der statistischen Angaben über die während 
eines repräsentativen Bezugszeitraums getätigten 
Einfuhren aus driften Ländern und zum anderen 
nach den Wirtschaftsaussichten für das betreffende 
Kontingentsjahr zu berechnen ist. 

Während der letzten drei Jahre, über die voll- 
ständige statistische Angaben vorliegen, verteilen 
sich die Einfuhren der betreffenden Ware aus dritten 
Ländern in die Gemeinschaft prozentual auf die 
Mifgliedstaaten wie nachstehend angegeben; das 
erst seit 1968 eröffnete Gemeinschaftszollkontin- 
gent kann jedoch die Handelsbeziehungen der Mit- 
gliedstaaten mit dritten Ländern noch erheblich 
verändern: 


Durchschnittlicher 


tatsächlicher 



1968 

1969 

1970 

Prozentsatz 
für die Jahre 
1968 bis 1970 

Deutschland 

74,712 

70,27 

74,37 

72,41 

Benelux 

12,680 

13,32 

9,84 

12,05 

Frankreich 

0,689 

1,21 

0,28 

0,70 

Italien 

11,919 

15,20 

15,51 

14,84 


Unter Berücksichtigung dieser Angaben und der 
i voraussichtlichen Entwicklung der Marktlage für 
j Ferrosiliziummangan im Jahre 1972 läßt sich die 
I ursprüngliche prozentuale Beteiligung an der Zoll- 
I kontingentsmenge wie folgt ermitteln: 


Deutschland 

70,0 

Benelux 

13,0 

Frankreich 

0,5 

Italien 

16,5. 


Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren der 
betreffenden Ware in den einzelnen Mitgliedstaaten 
Rechnung zu tragen, ist die Kontingentsmenge in 
zwei Raten zu teilen, wobei die erste Rate auf die 
einzelnen Mitgliedstaafen aufgefeilt wird und die 
zweite eine Reserve bildet, aus der später der 
I Bedarf derjenigen Mitgliedstaaten gedeckt werden 
soll, die ihre ursprüngliche Quote ausgeschöpft ha- 
ben. Um den Importeuren jedes Mitgliedstaats eine 
gewisse Sicherheit zu gewährleisten, ist es ange- 
zeigt, für die erste Rate des Gemeinschaftszollkon- 
tingents einen verhältnismäßig hohen Prozentsatz - 
im vorliegenden Fall 80 v. H, der Kontingents- 
menge - festzusetzen. 

Die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten 
können mehr oder weniger rasch ausgeschöpft wer- 
den. Um dieser Tatsache Rechnung zu tragen und 
Unterbrechungen auszuschalten, muß jeder Mitglied- 
staat, der seine ursprüngliche Quote fast ganz aus- 
genutzt hat, die Ziehung einer zusätzlichen Quote 
auf die Reserve vornehmen. Diese Ziehung muß 
jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn seine einzel- 
nen zusätzlichen Quoten fast ganz ausgenutzt sind 
und soweit noch eine Reservemenge vorhanden ist. 
Die ursprünglichen und zusätzlichen Quoten müssen 
bis zum Ende des Kontingentszeitraums gelten. 
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Diese Art der Verwaltung erfordert eine enge Zu- 
sammenarbeit zwisclien den Mitgliedstaaten und der 
Kommission, die vor allem den Stand der Ausnut- 
zung der Kontingentsmenge verfolgen und die Mit“ 
gliedslaaten darüber untci richten können muß. 

Ist zu einem bestiiiimten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszcitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge vorhanden, so muß dieser Staat 
einen erheblichen Teil davon auf die Reserve über- 
tragen, damit nicht ein Teil des GcmcinscImTszoll- 
kontingents in einem Milgliedstaat ungenuizt bUnbl, 
während er in anderen Mitgliedstaaten vervvenaet 
werden könnte. 

Da das Königreich Belgien, des Königreich der 
Niederlande und das Großhcrzoglum Luxemburg 
sich zu der Wirtscliaf isunion Benelux zusammenge- 
schlos^ en haben und durch diese bei der Avifteilur g 
des betreffenden Zollkontingents \ ertreten werden, 
kann jede Maßnahme im Zusammenhang mit der 
Verwaltung der dieser Wirtschaft sunion zugetcibum 
Quoten durch eines ihrei Mitglieder vorger:.:;.:x .m: 
werden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vom i. Januar bis zum 31. De"^eniber 1972 wird der 
Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs für Perrosin- 
ziummangan der Tarifsteile 73.02 D im Rahmen 
eines Gemeirisdiaftszollkontingents von 50 000 Ton- 
nen vollständig ausgesetzl. 

Artikel 2 

1. Von diesem Gemeinschaitszo^Ew'ntingent wird 
eine erste Rate von 40 000 Tonnen auf die Milglied- 
staaten aufgeteilt; die Quoten, die vorbehalvlich 
de.s Artikels 5 vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
1972 gelten, belaufen sich für die Mitgliedstaatcn 
auf folgende Mengen: 

Deutschland 28 000 Tonnen, 

Benelux 5 200 Tonnen, 

Frankreich 200 Tonnen, 

Italien 6 600 Tonnen. 

2. Die zweite Rate in Höhe von 10 000 Tonnen bil- 
det die Reserve. 

Artikel 3 

1. Nutzt ein Milgliedstaat seine gemäß Artikel 2 
Absatz 1 festgelegte ursprünglidie Quote oder - 
bei Anwendung des Artikels 5 -- die gleiche Quote 
abzüglich der auf die Reserve übertragenen Menge 
zu 90 V. H. oder mehr aus, so rdmmt er unverzüg- 
lich durch Mitteilung an die Kommission die Zie- 
hung einer zweiten Quote in Höhe von 15 v. H. 
seiner ursprünglichen Quote vor, soweit die Reser- 
vemenge ausreicht. 


I 2. ist nach Aiissdiöplung der ursprünglichen Quote 
die zweite von einem Mitgliedstaat gezogene Quote 
zu 90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt dieser 
Milgliedstaat unverzüglidi dLnch Mitteilung an die 
Konimission die Ziehung einer dritten Quote in 
Höhe von 7,5 v. H, seiner ursprünglichen Quote vor, 
soweit die Reservemenge ausreicht. 

3. Ist Rudi Ausschöpfung der zweiten Quote die 
dritte von einem Mitgliedstaat gezogene Quote zu 
90 V. H. oder mehr ausgenutzl, so nimmt dieser Mit- 
gliedslaat gemäß Absatz 2 die Ziehung einer vier- 
ten Quote in Höhe der dritten Quote vor. Dieses 
Verfahren wird sinngemäß bis zur Erschöpfung der 
Reserve angewandt. 

4. In Abweichung von den Absätzen 1, 2 und 3 
kann jeder Mitgliedstaat Ziehungen geringerer Quo- 
ten als in diesen Absätzen vorgesehen vornehmen, 
wenn Grund zur Annakrne besteht, daß diese nicht 
aiisgesdiöpfi w erden könnten. Er unterridiLet die 
Kcmmlwüon ü*.er die Gründe, die ihn veranlaßt 
iaben, die Bestimmungen dieses Absatzes anzuwen- 
den. 

Artikel 4 

Die in Anwendung von Artikel 3 gezogenen zusütz- 
Echen Quolcn gellen bis zum 31. Dezember 1972. 

Artikel 5 

Uai: ein MdgliGdslaat seine ursprüngliche Quote am 
15. Scplember 1972 nicht ausgeschöpft, so überträgt 
von der nicht ausgenutzten Menge den Teil, der 
30 V. I I. :X- ;n:ir u-'sprünglichcn Quote übersteigt, 
spöiosiens am 10. Oktober 1972 auf die Reserve. 
Er kann eme größere Menge übertragen, wenn 
Giiind zu der Annahme besteht, daß die betreffende 
iv'Ienge nicht ausgenutzt werden könnte. 

Die Mitgliedstaatcn teilen der Kommission späte- 
siens am 10. Oktober 1972 die Gesamtmenge der 
rörduhren der betreffenden Ware mit, die sie bis 
zum 15. September 1972 eincdiließlich durchgefülirt 
und auf das Geineinscbaftszollkcntingent angerech- 
ret haben, sowie gegebenenfalls den Teil ihrer ur- 
" ju imglichen Quote, den sic auf die Reserve über- 
tragen. 

Artikel 6 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaatcn gernaß Artikel 2 und 3 eröffneten 
(i'Uoicn und unterrichtet die cinzehien Mitglied- 
slä.:ben über den Stand der Ausschöpfung der Reser- 
ve, sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. Oktober 1972 über die Menge der Reserve nach 
den in Anwendung von Artikel 5 erfolgten Über- 
tragungen. 
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Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Reser- 
ve ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Restmenge 
beschränkt bleibt, und gibt zu diesem Zweck dem 
Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vornimmt, 
den Restbetrag an. 

Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Vorkehrungen, um durch die Eröffnung der gemäß 
Artikel 3 gezogenen zusätzlichen Quoten die fort- 
laufenden Anrechnungen auf ihren kumulierten 
Anteil an dem Gemeinschaftszollkontingent zu er- 
möglichen. 

2. Jeder Mitgliedstaat garantiert den in seinem 
Gebiet ansässigen Importeuren der betreffenden 
Ware freien Zugang zu den ihm zugeteilten Quoten. 

3. Die Mitgliedstaaten rechnen die Einfuhren der 
betreffenden Ware nach Maßgabe der Gestellung 
der betreffenden Ware bei der Zollstelle mit einer 
Anmeldung zwecks Abfertigung zum freien Verkehr 
auf ihre Quoten an. 


4. Der Stand der Ausschöpfung der jeweiligen 
Quoten der Mitgliedstaaten wird an Hand der 
gemäß Absatz 3 angerechneten Einfuhren festge- 
stellt. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren aus dritten Ländern 
tatsächlich auf ihre Quoten angerechnet wurden. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten und die Kommisison arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 


Artikel 10 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1972 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anlage D 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung des 
Gemeinschaftszollkontingents für Ferrochrom mit einem 
Gehalt an Kohlenstoff von 0,10 Gewichtshundertteilen oder 
weniger und an Chrom von mehr als 30 bis 90 Gewichtshundert- 
teilen (hochraffiniertes Ferrochrom) der Tarifstelle ex 73.02 E I 
des Gemeinsamen Zolltarifs (1972) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für Ferrochrom mit einem Gehalt an Kohlenstoff 
von 0,10 Gewichtshundertteilen oder weniger und 
an Chrom von mehr als 30 bis 90 Gewichtshundert- 
teilen (hodiraffiniertes Ferrochrom der Tarifstelle 
ex 73.02 E I hat sich die Europäische Wirtschafts- 
gemeinschaft verpflichtet, mit Inkrafttreten des 
Genfer Protokolls (1967) jährlich ein zollfreies 
Gemeinschaftszollkontingent in Höhe von 3000 Ton- 
nen zu eröffnen; da für die Gemeinschaft dieses 
Protokoll jetzt in Kraft ist, ist das betreffende Ge- 
meinschaftszollkontingent für 1972 zu eröffnen. 

Der Gemeinschaftscharakter dieses Kontingents 
kann dadurch gewahrt werden, daß bei der Ausnut- 
zung des Gemeinschaftszollkontingents von einer 
Aufteilung der Menge auf die Mitgliedstaaten aus- 
gegangen wird. Damit die tatsächliche Marktent- 
wicklung der betreffenden Ware möglichst weit- 
gehend berücksichtigt wird, ist diese Aufteilung 
entsprechend dem Bedarf der Mitgliedstaaten vor- 
zunehmen, der zum einen an Hand der statistischen 
Angaben über die während eines repräsentativen 
Bezugszeitraums getätigten Einfuhren aus dritten 
Ländern und zum anderen nach den Wirtschaftsaus- 
sichten für das betreffende Kontingents jahr zu be- 
rechnen ist. 

Während der letzten drei Jahre, über die voll- 
ständige statistische Angaben vorliegen, verteilen 
sich die Einfuhren der betreffenden Ware aus drit- 
ten Ländern in die Gemeinschaft prozentual auf die 
Mitgliedstaaten wie nachstehend angegeben; das 
erst seit 1968 eröffnete Gemeinschaftszollkontin- 
gent kann jedoch die Handelsbeziehungen der Mit- 
gliedstaaten mit dritten Ländern noch erheblich 
verändern: 


Durchschnittlicher 


tatsächlicher 



1968 

1969 

1970 

Prozentsatz 
für die Jahre 
1968 bis 1970 

Deutschland 

78,624 

72,96 

61,92 

70,38 

Benelux 

0,734 

0,75 

9,06 

3,87 

Frankreich 

1,568 

3,18 

0,40 

1,69 

Italien 

19,065 

23,11 

28,62 

24,06 


Unter Berücksichtigung dieser Angaben und der 
voraussichtlichen Entwicklung der Marktlage für 
Ferrochrom im Jahre 1972 läßt sich annähernd fol- 
gende prozentuale Beteiligung an der Zollkontin- 
gentsmenge ermitteln: 


Deutschland 

72 

Benelux 

6 

Frankreich 

2 

Italien 

25. 


Da es sich um ein Zollkontingent mit einer ver- 
hältnismäßig geringen Kontingentsmenge handelt, 
kann in diesem Fall ein Verfahren zur Ausnutzung 
vorgesehen werden, das auf einer einzigen Auftei- 
lung auf die Mitgliedstaaten beruht, ohne daß da- 
durch der Gemeinschaftscharakter dieses Zollkontin- 
gents berührt würde. Diese Aufteilung könnte somit 
nach den in der vorstehenden Tabelle angegebenen 
Prozentsätzen vorgenommen werden. 

Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
sich zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammen- 
geschlossen haben und durch diese bei der Auf- 
teilung des betreffenden Zollkontingents vertreten 
werden, kann jede Maßnahme im Zusammenhang 
mit der Verwaltung der dieser Wirtschaftsunion 
zugeteilten Quoten durch eines ihrer Mitglieder 
vorgenommen werden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1972 wird der 
Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs für Ferrochrom 
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mit einem Gehalt an Kohlenstoff von 0,10 Gewichts- 
hundertteilen oder weniger und an Chrom von mehr 
als 30 bis 90 Gewichtshundertteilen (hochraffinier- 
tes Ferrochrom) der Tarifstelle ex 73.02 E I im 
Rahmen eines Gemeinschaftszollkontingents von 
3000 Tonnen vollständig ausgesetzt. 


2. Der Stand der Ausschöpfung der Quote der ein- 
zelnen Mitgliedstaaten wird an Hand der Einfuhren 
der betreffenden Ware festgestellt, die zur Zollab- 
fertigung mit einer Anmeldung zum freien Verkehr 
gestellt wird. 


Artikel 2 

Das in Artikel 1 genannte Gemeinschaftszollkontin 


gent wird wie folgt auf 
geteilt: 

Deutschland 

Benelux 

Frankreich 

Italien 


die Mitgliedstaaten auf- 

2 010 Tonnen, 

180 Tonnen, 

60 Tonnen, 

750 Tonnen. 


Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
regelmäßig über die tatsächlich auf ihre Quoten 
angerechneten Einfuhren aus dritten Ländern. 


Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 


Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten ergreifen alle Maßnahmen, 
um den in ihrem Gebiet ansässigen Importeuren der 
betreffenden Waren freien Zugang zu den ihnen 
zugeteilten Quoten zu garantieren. 


Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1972 in Kraft, 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Gemeinschaft hat sich im Rahmen der letzten 
multilateralen Verhandlungen im GATT oder 
durch Schriftwechsel mit einigen Drittländern 
verpflichtet, jährlich für folgende gewerbliche 
Erzeugnisse Gemeinschaftszollkontingente zum 
herabgesetzten Zollsatz bzw. zum Zollsatz Null 
zu eröffnen: 


a) ex 32.01 D 

b) 48.01 A 

c) ex 50.09 

d) ex 54.03 Bla 

e) ex 55.09 

f) Verschiedenes 

g) 73.02 C 

h) 73.02 D 

i) ex 73.02 E 1 

j) 76.01 A 

k) 77.01 A 


Gerbstoffauszüge aus Euka- 
lyptus 

Zeitungsdruckpapier 
Auf Handwebstühlen herge- 
stellte Gewebe aus Seide 
oder Schapeseide 
Bestimmte rohe Leinengarne 
Auf Handwebstühlen herge- 
stellte Gewebe aus Baum- 
wolle 

Bestimmte handgefertigte Er- 
zeugnisse (handicrafts) 
Ferrosilizium 
Ferrosiliziummangan 
Hochraffiniertes Ferrochrom 
Rohaluminium 
Rohmagnesium 


2. Bisher wurden die Verordnungsvorschläge für 
die Gemeinschaftszollkontingente in einem ein- 
zigen Dokument zusamengefaßt, wenn der Zeit- 
punkt ihres Inkrafttretens zusammenfiel oder 
wenn den Kommissionsdienststellen alle für die 
Ausarbeitung der Vorschläge erforderlichen Be- 
urteilungsgrundlagen rechtzeitig Vorlagen. 


Auf Grund bereits erfolgter oder vorgesehener 
Änderungen beschränken sich die Vorschläge zu 
diesen Waren für 1972 zunächst auf die Zollkon- 
tingente für folgende Waren: 


48.01 A 

73.02 C 
73.02 D 

ex 73.02 E I 


Zeitungsdruckpapier 
Ferrosilizium 
Ferrosiliziummangan 
Hochraffiniertes Ferrochrom. 


Auf einer Konsultationssitzung, die am 12. und 
13. Juli unter der Leitung der Kommission und 
unter Mitwirkung der Sachverständigen der Mit- 
gliedstaaten stattgefunden hat, war der Vor- 
schlag gemacht worden, an die Stelle der beiden 
Zollkontingente für Gerbstoffauszüge aus Euka- 
lyptus und bestimmte Leinengarne (die bislang 
nie ganz ausgeschöpft wurden) eine teilweise 
Zollaussetzung treten zu lassen. Diese beiden 
Waren werden daher in der Liste aufgeführt, die 
als Anhang dem Vorschlag für eine Verordnung 
zur Aussetzung der Zölle für 1972 beigefügt ist. 

Bei auf Handwebstühlen hergestellten Geweben 
aus Seide oder Schappeseide oder aus Baumwolle 


sowie bei handgefertigten Waren stellte sich 
insofern ein Problem, als am 1. Juli 1971 das 
System der allgemeinen Präferenzen zugunsten 
der Entwicklungsländer in Kraft getreten ist, das 
auch den Ländern zugute kommt, denen bislang 
Zollvergünstigungen aus der Eröffnung der Zoll- 
kontingente zuteil wurden. Seinerzeit wurde zur 
Vermeidung nebeneinander bestehender unter- 
schiedlicher Zollmaßnahmen vprgeschlagen, die 
betreffenden Zollkontingente in das gemein- 
schaftliche System der allgemeinen Präferenzen 
einzubeziehen. Zu diesem Zweck sollten gleich- 
wertige Vergünstigungen für die Empfängerlän- 
der dieser Kontingente beibehalten und ggf. eine 
Anpassung der für die betreffenden Waren fest- 
gesetzten Plafonds und Höchstbeträge vorgenom- 
men werden. Es wird vorgeschlagen, diese Fälle 
bis zum Erlaß einer endgültigen Entscheidung 
von der Behandlung der gewerblichen Waren 
auszunehrnen, die Gegenstand dieser Aufzeich- 
nung sind. 

Für Aluminium ist mit der 1970 gefaßten Ent- 
scheidung (Verordnung (EWG) Nr. 2636/70 vom 
22. Dezember 1970 - ABI. Nr. L 283 vom 29. De- 
zember 1970) nach den gemäß Artikel XXVIII 
Absatz 1 des GATT geführten Verhandlungen 
eine Senkung des Zollsatzes des Gemeinsamen 
Zolltarifs von 9^L() auf 7^Vo an die Stelle des 
Gcmeinschaftszollkontingents getreten. Seitdem 
ist das Zugeständnis der Gemeinschaft zurück- 
genommen, jährlich das früher von ihr konsoli- 
dierte Zollkontingent von 130 000 Tonnen zu 
eröffnen. Die Kommissionsdienststellen hatten 
in einer Konsultationssitzung im September Ge- 
legenheit, die erforderlichen wirtschaftlichen und 
statistischen Angaben zur Berechnung der Höhe 
des Gemeinschaftszollkontingents für Rohmagne- 
sium einzuholen, das dem Unterschied zwischen 
dem Gcmeinschaftsverbrauch und der Gemein- 
schaftserzeugung entsprechen soll. Aus diesem 
Grunde wird das Kontingent für Rohmagnesium 
gesondert behandelt. 

3. Die beiliegenden Verordnungsvorschläge be- 
treffen somit die oben unter 1 b), g), h), und i) 
genannten Gemeinschaftszollkontingente für 
1972, über die Beratungen mit den Sachverstän- 
digen sämtlicher Mitgliedstaaten durchgeführt 
worden sind und über die am 12. und 13. Juli 

1971 unter der Leitung der Kommission eine 
Sitzung stattgefunden hat. Bei diesen Vorschlä- 
gen sind die statistischen Angaben berücksichtigt, 
die die Sachverständigen der einzelnen Mitglied- 
staaten bei den vorgenannten Beratungen ge- 
macht haben; darüber hinaus lehnen sie sich 
weitgehend an die ebenfalls von diesen Sach- 
verständigen angestellten Vorausschätzungen für 

1972 an. Diese Vorschläge enthalten die wichtig- 
sten Erwägungen und Daten, auf die sich diese 
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Vorausschätzungen stützen, so daß sie abgese- 
hen von den nachstehenden Ausführungen wohl 
keiner weiteren Erläuterung mehr bedürfen. 

4. Bei ihren Vorschlägen für Ferrolegierungen 
(Ferrosilizium, Ferrosiliziummangan und hoch- 
raffiniertes Ferrochrom) geht die Kommission 
weitgehend von ihren Vorschlägen für die Jahre 
1969 bis 1971 aus, d. h. bei der Aufteilung der 
Quoten gelten die Regeln, die bei allen anderen j 
Waren angewandt werden (Berechnung auf der ' 
Grundlage der früheren Gegebenheiten und der 
Aussichten für 1972). Es werden die gleichen 
Verwaltungsmodalitäten vorgeschlagen wie bis- 
her; dies bedeutet im wesentlichen die Bildung 
einer Reserve bei Ferrosiliziummangan und Fest- 
setzung endgültiger Quoten für sämtliche Mit- 
gliedstaaten bei Ferrosilizium und hochraffinier- 
tem Ferrochrom. 

5. Bei Zeitungsdruckpapier hat sich die Gemein- 
schaft im Rahmen der GATT-Verhandlungen ver- 
pflichtet, jährlich ein zollfreies Gemeinschafts- 
kontingent von 625 000 Tonnen zu eröffnen. 

In einem Schreiben an die nordische Delega- 
tion hat die Gemeinschaft außerdem mitgeteilt 
(Text Nord 4 des Dokuments NCG (67) 44 Rev.), 
daß sie gemäß Artikel 28 des Vertrages von Rom 
jährlich ein zollfreies Zollkontingent gewähren 
wird, wenn feststeht, daß alle Versorgungsmög- 
lichkeiten auf dem Binnenmarkt der Gemein- 
schaft während des laufenden Wirtschaftsjahres 


erschöpft sind und das im GATT zum Nullzollsatz 
konsolidierte Kontingent von 625 000 Tonnen 
ganz ausgenutzt ist. 

Ausgehend von der Entwicklung der letzten Jah- 
re besteht gegenwärtig kein Zweifel daran, daß 
das vorgenannte für 1972 zu eröffnende Gemein- 
schaftszollkontingent von 625 000 Tonnen über- 
schritten werden muß. Die Sachverständigen der 
Mitgliedstaaten waren bei ihren Beratungen ein- 
stimmig dieser Ansicht, da sie sich ausnahmslos 
dafür ausgesprochen haben, daß gleich zu Beginn 
des Jahres 1972 ein Zollkontingent von über 
einer Million Tonnen eröffnet wird. Auch die 
Kommission glaubt ihrerseits, über 625 000 Ton- 
nen Vorschlägen zu können, ist letztlich jedoch 
vorsichtig, da in der Praxis die Lage während 
des Wirtschaftsjahres regelmäßig überprüft wird. 

Angesichts der zunächst vorgeschlagenen Höhe 
des Zollkontingents (1 050 000 Tonnen) weist die 
Kommission erneut darauf hin, daß eine Auftei- 
lung des betreffenden Gemeinschaftszollkontin- 
gents in endgültige Quoten auf sämtliche Mit- 
gliedstaaten dem Gemeinschaftscharakter des be- 
treffenden Kontingents zuwiderlaufen würde. Sie 
schlägt daher für die Verwaltung des Kontin- 
gents eine Regelung vor, die auf der Bildung 
einer Gemeinschaftsreserve beruht, wobei der 
Umfang dieser Reserve dem gewöhnlich zugrun- 
de gelegten Prozentsatz - d. h. etwa 20 v. H. - 
entspricht. 


14 



